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Nicht klassifiziert 
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Parlamentarischer Vorstoss 

Vorstoss-Nr.: 251-2018 

Vorstossart: Motion 

Richtlinienmotion: ☐ 

Geschäftsnummer: 2018.RRGR.707 

Eingereicht am: 19.11.2018 

Fraktionsvorstoss: Nein 

Kommissionsvorstoss: Nein 

Eingereicht von: Mentha (Liebefeld, SP) (Sprecher/in) 

 
 

 
Grupp (Biel/Bienne, Grüne) 
Alberucci (Ostermundigen, glp) 

 
 

Weitere Unterschriften: 34 

Dringlichkeit verlangt: Ja 

Dringlichkeit gewährt: Nein 22.11.2018 

RRB-Nr.:  vom  

Direktion: Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion  

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

Antrag Regierungsrat:  

  

 

Porttunnel rasch realisieren 

Der Regierungsrat wird beauftragt, in Absprache mit den betroffenen Gemeinden beim UVEK auf 

die rasche Realisierung einer weiteren Etappe der Bieler Umfahrung, nämlich dem Porttunnel, zu 

drängen. 

Begründung: 

Das Auflageprojekt zum Westast Biel bezüglich des Abschnitts Halbanschluss Seevorstadt bis 

Vollanschluss Brüggmoos stösst auf starke Ablehnung der Bevölkerung. Die Umweltverbände 

haben Rechtsmittel eingelegt. Sie werden mit grosser Wahrscheinlichkeit das Ausführungspro-

jekt durch alle Instanzen ziehen. Der Ausgang dieser Justizverfahren ist offen. Diesbezüglich 

kann auf das Debakel der Amtsvariante beim Twanntunnel der A5 verwiesen werden, bei dem 

das Projekt nach zweimaligem Scheitern vor dem Bundesverwaltungsgericht nach dem Vor-

schlag der Umweltverbände neu gestartet werden musste. Die durch das Festhalten an der 

Amtsvariante entstandene Verzögerung betrug rund 10 Jahre. Im Zuge der Erarbeitung des Aus-

führungsprojekts haben sich inzwischen auch die Autobahnplaner von Bund und Kanton von den 

Qualitätsvorteilen der Alternativvariante überzeugt bzw. begeistert gezeigt. 
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Der Widerstand aus der Bevölkerung gegen das offizielle Auflageprojekt Westast Biel wächst. 

Dem Komitee «Westast so nicht» treten laufend neue Mitglieder bei. Die letzte Demonstration 

vom 3. November 2018 in Biel zeigte steigende Teilnehmerzahlen. Der Gemeinderat der Stadt 

Biel kann sich inzwischen nicht mehr für das offizielle Projekt aussprechen und verlangt zusätzli-

che Abklärungen und einen ernsthaften Dialog. 

Eine repräsentative Umfrage der Firma Demoscope im Auftrag des Bieler Tagblatts (publiziert 

am 13. November 2018) ergab, dass lediglich 21 Prozent der Bevölkerung der Region Biel hinter 

dem Auflageprojekt stehen, während 49 Prozent der Befragten das Alternativprojekt vorziehen 

und 16 Prozent ganz auf die Westumfahrung verzichten möchten. Damit zeigt die Umfrage, dass 

zurzeit nur das Alternativprojekt mehrheitsfähig wäre, während das Auflageprojekt bei der Bevöl-

kerung der Region Biel absolut chancenlos ist. 

Der Porttunnel dagegen ist bisher unbestritten geblieben. Verbände signalisieren, dass sie sich 

nicht gegen einen raschen Bau des Porttunnels zur Wehr setzen würden.  

Der Porttunnel würde namentlich in Nidau und Port zu einigen verkehrlichen Entlastungen füh-

ren. Der Eingriff in das Ortsbild wäre vertretbar. Die Bau- und Betriebskosten dieses Abschnitts 

sind im Vergleich zum umstrittenen Abschnitt deutlich tiefer: Für den 2,81 km langen Tunnelbau 

sind 262 869 000 Franken inkl. MwSt veranschlagt. Der umstrittene Abschnitt Seevorstadt bis 

Brüggmoos ist 2,31 km lang und kostet inklusive Knoten sechsmal mehr: 1 657 058 000 Franken 

inkl. MwSt. 

Der vorgezogene Bau des Porttunnels würde es erlauben die verkehrlichen Auswirkungen auf 

das Gesamtverkehrssystem im Realbetrieb zu analysieren. Es zeigt sich namentlich beim Ostast, 

der nun seit einiger Zeit eröffnet ist, dass sich die Prognoseannahmen in der Planungsphase 

gegenüber den Auswirkungen im Realbetrieb in Teilbereichen signifikant unterscheiden.  

Ein Vorziehen des Porttunnels würde es zudem ermöglichen, über den umstrittenen Teil des 

Westastes einen sorgfältigen und umfassenden Dialog mit allen Beteiligten und Interessierten zu 

führen und die aktuelle politische Blockade zu lösen. 

Begründung der Dringlichkeit: Die Realisierung des Westastes ist heftig umstritten. Die Beteiligten wollen 

in der Behördendelegation in der nächsten Zeit entscheiden, ob und wie das Projekt fortgesetzt werden 

soll. 

Verteiler 

 Grosser Rat 


